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Antrag Nr. 25 
 

der Fraktion FCG/AAB-BAK 
an die 178. Hauptversammlung der Bundesarbeitskammer 

am 13. Juni 2025 
 
 

Parkgebührenbefreiung für ambulante und mobile Pflege- und 
Betreuungsdienste 

 

Auf den Bereich der Pflege kommen in den nächsten Jahren aufgrund der demografischen 
Entwicklung große Herausforderungen zu. Ein wichtiger Baustein in der Pflegeversorgung 
sind die mobilen und ambulanten Pflege- und Betreuungsdienste. Ein unbürokratisches 
Arbeitsumfeld erleichtert nicht nur die Arbeit, sondern bietet auch einen stärkeren Anreiz in 
dieser Branche tätig zu werden. 
 
Derzeit gibt es im Bereich der Parkraumbewirtschaftung noch eine leicht behebbare 
Benachteiligung:  
 
Der Bundesgesetzgeber normiert in § 17 Abs 3 Z 5 lit d Finanzausgleichsgesetz 2024 (FAG 
2024) eine Ausnahme von den Parkgebühren in Kurzparkzonen für Personen im 
diplomierten ambulanten Pflegedienst. Pflegekräfte ohne Diplom wie beispielsweise 
Pflegefachassistent:innen sind von der Ausnahmeregelung jedoch nicht umfasst.  
 
Den Städten und Gemeinden stünde es zwar frei, in ihren Parkgebührenverordnungen 
betreffend Kurparkzonen eine entsprechende Ausnahme für alle Pflegekräfte vorzusehen, 
eine einheitliche landesweite Regelung ist in diesem Falle aber notwendig und erfordert 
somit eine Gesetzesänderung auf Bundesebene. Erst nach einer Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes 2024 ist eine Änderung der Parkraum- und 
Straßenaufsichtsgesetze im obigen Sinn zielführend, um den Pfleger:innen eine einheitliche 
Parkgebührenbefreiung auf öffentlichen Parkflächen zu ermöglichen. 

 

Die Hauptversammlung der Bundesarbeitskammer fordert die Bundesregierung auf, 
§ 17 Abs 3 Z 5 Finanzausgleichsgesetz 2024 dahingehend zu ändern, dass alle 
Fahrzeuge von ambulanten bzw. mobilen Pflege- und Betreuungsdiensten bei der 
Durchführung von Pflege- und Betreuungsdiensten von der Parkgebühr befreit sind. 

 
 
 
 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


